
28. NOVEMBER 2024 

 
NIEDERSCHRIFT 

 

der Gemeinderatssitzung vom 28. November 2024 
 
BEGINN: 19:30 Uhr 
ANWESEND: Bgm. Wurm Alois, GV Thaler Johannes, GV Wurm Leonhard, GR Gramshammer 

Walter, GR Keiler Bianca, GR Widner Roman BEd, GR Ing. Müller Markus, MSc., 
GR Margreiter Anita, GR Wurm Hubert, GR Fankhauser Roland 

 Wasserer Lucas – Schriftführer 
 Fankhauser Carina – Finanzverwalterin 
ENTSCHULDIGT: Bgm.-Stv. Dengg Veronika 
 
 

TAGESORDNUNG: 
 

1) Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2) Genehmigung der Tagesordnung 
3) Genehmigung der Niederschriften vom 03. Oktober 2024 
4) Beratung und Beschlussfassung über die Neuerlassung der Müllabfuhrordnung und der 

Abfallgebührenverordnung 
5) Beratung und Beschlussfassung über die Neuerlassung der Verordnung über die 

Festsetzung der Waldumlage 
6) Beratung über die Neuerlassung der Friedhofsordnung und der Friedhofsgebühren-

verordnung 
7) Beratung und Beschlussfassung über die Änderung des Flächenwidmungsplanes in 

einem Teilbereich der Gp. 400/1 
8) Beratung und Beschlussfassung über die Aufnahme eines Darlehens für den Neubau der 

Mittelschule Fügen und der Aufstockung der Musikschule Fügen 
9) Beratung und Beschlussfassung über die Festsetzung der Gebühren- und Abgabensätze 

ab dem 01. Jänner 2025 
10) Beratung und Beschlussfassung über die Abhaltung des Rentnerkränzchens 2024 
11) Beratung und Beschlussfassung über Raumordnungsangelegenheiten 
12) Beratung und Beschlussfassung über Personalangelegenheiten 
13) Berichte des Bürgermeisters 
14) Anträge, Anfragen, Allfälliges  

 
 
 
ZU TOP. 1. ERÖFFNUNG, BEGRÜSSUNG UND FESTSTELLUNG DER BESCHLUSSFÄHIGKEIT 
Der Bürgermeister begrüßt die anwesenden Gemeinderäte und Zuhörer. 
 
Es wird die Beschlussfähigkeit des Gemeinderates festgestellt. 
 
 



Niederschrift vom 28. November 2024 2 

 

 

ZU TOP. 2. GENEHMIGUNG DER TAGESORDNUNG 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, die vorliegende Tagesordnung zu genehmigen. 
 
Der Gemeinderat genehmigt einstimmig die vorliegende Tagesordnung. 
 
 
ZU TOP. 3. GENEHMIGUNG DER NIEDERSCHRIFTEN VOM 03. OKTOBER 2024 
Da die Niederschrift der Gemeinderatssitzung vom 03. Oktober 2024 rechtzeitig an die 
Gemeinderäte übermittelt wurde, kann auf eine Verlesung verzichtet werden. 
 
Aufgrund der anwesenden Zuhörer wird die Genehmigung der Niederschrift über den nicht 
öffentlichen Teil der Gemeinderatssitzung vom 03. Oktober 2024 auf Tagesordnungspunkt 
Top. 12. verschoben 
 
Der Gemeinderat genehmigt einstimmig die vorliegende Niederschrift über den öffentlichen 
Teil der Gemeinderatssitzung vom 03. Oktober 2024. 
Sie wird von den Mitgliedern des Gemeinderates unterfertigt. 
 
 
ZU TOP. 4. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE NEUERLASSUNG DER MÜLLABFUHRORDUNG UND 

DER ABFALLGEBÜHRENVERORDNUNG 
Der Bürgermeister berichtet, dass die in der letzten Gemeinderatssitzung vom 03. Oktober 
2024 besprochenen Festlegungen in der Müllabfuhrordnung und in der Abfallgebühren-
verordnung eingearbeitet wurden. Anschließend wurden die zwei Verordnungen zur 
Vorprüfung an die zuständigen Abteilungen beim Land Tirol weitergeleitet. 
Aufgrund dieser Vorprüfungen wurden kleine Änderungen in die Abfallgebührenverordnung 
eingearbeitet und somit kann mit den vorliegenden Beschlussvorlagen von einer 
aufsichtsbehördlichen Genehmigung nach der Kundmachung der Verordnungen ausgegangen 
werden. Somit wären die zwei vorliegenden Verordnungen seitens des Gemeinderates zu 
erlassen. 
 
Der Gemeinderat beschließt daher einstimmig den Erlass folgender Müllabfuhrordnung: 
 

MÜLLABFUHRORDNUNG 
der Gemeinde Bruck am Ziller 

 
Nach den Bestimmungen des Tiroler Abfallwirtschaftsgesetzes, LGBl. Nr. 3/2008, in 
der Fassung LGBl. Nr. 34/2023 erlässt der Gemeinderat der Gemeinde Bruck am Ziller 
auf Grundlage des Gemeinderatsbeschlusses vom 28. November 2024 folgende 
Müllabfuhrordnung: 
 

§ 1 
Allgemeine Grundsätze 

 
1) Die gesamten im Bereich der Gemeinde anfallenden Siedlungsabfälle sind durch 

die öffentliche Müllabfuhr der Gemeinde Bruck am Ziller gemäß den 
nachfolgenden Bestimmungen zu entsorgen. 
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2) Nicht der Entsorgungspflicht unterliegen: 
a) gefährliche Abfälle 
b) sonstige Abfälle 
c) biologisch verwertbare Siedlungsabfälle, die auf einem Grundstück des 

Inhabers der Abfälle fachgerecht kompostiert werden. 
 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
1) 1) Siedlungsabfälle sind Abfälle im Sinne des § 2 Abs. 4 Z 2 Abfallwirtschafts-

gesetz 2002 (AWG 2002), BGBl. I Nr. 102/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 66/2023. Siedlungsabfälle sind Abfälle aus privaten Haushalten und 
andere Abfälle, die auf Grund ihrer Beschaffenheit oder Zusammensetzung den 
Abfällen aus privaten Haushalten ähnlich sind. 

 
2) Restmüll (gemischter Siedlungsabfall) ist jener Siedlungsabfall, der nach der 

Trennung von den getrennt zu sammelnden Siedlungsabfällen und dem Sperrmüll 
verbleibt. Gemischte Siedlungsabfälle gelten auch dann weiterhin als gemischte 
Siedlungsabfälle, wenn sie einem Behandlungsverfahren unterzogen worden sind, 
das ihre Eigenschaften nicht wesentlich verändert hat. 

 
3) Sperrmüll ist jener Siedlungsabfall, der wegen seiner Größe oder Form nicht in 

die für die Sammlung des Siedlungsabfalls auf den einzelnen Grundstücken 
bestimmten Müllbehälter eingebracht werden kann. 

 
4) Getrennt zu sammelnde Siedlungsabfälle sind jene Siedlungsabfälle, die nach 

bundesrechtlichen Bestimmungen oder einer Verordnung der Landesregierung 
getrennt vom restlichen Siedlungsabfall zu sammeln sind. 

 
5) Biologisch verwertbare Siedlungsabfälle (Bioabfälle) sind Garten- und 

Parkabfälle, Nahrungsmittel- und Küchenabfälle aus Haushalten, Büros, 
Gaststätten, Kantinen, Cateringgewerbe und aus dem Einzelhandel sowie 
vergleichbare Abfälle aus Nahrungsmittelverarbeitungsbetrieben. 

 
6) Sonstige Abfälle sind alle dem Tiroler Abfallwirtschaftsgesetz unterliegenden 

Abfälle mit Ausnahme der Siedlungsabfälle wie betriebliche Produktionsabfälle, 
Abfälle aus dem Bauwesen, Sandfanginhalte, Rückstände aus der 
Kanalreinigung, Straßenkehricht oder Altreifen. 

 
 

§ 3 
Abfuhrbereich 

 
1) Der Abfuhrbereich umfasst das gesamte Gemeindegebiet der Gemeinde Bruck 

am Ziller. 
 
2) Nicht unter die Abholpflicht fallen: 

a) biologisch verwertbare Siedlungsabfälle  
b) Biologisch verwertbare Siedlungsabfälle, die auf einem Grundstück des 

Inhabers der Abfälle fachgerecht kompostiert werden. 
c) sonstige Abfälle 
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d) Die getrennt zu sammelnden Siedlungsabfälle, die auf Grund der Müllabfuhr-
ordnung zum Recyclinghof Bruck am Ziller oder zur Kompostieranlage 
Vorderes Zillertal zu bringen sind. 

 
 

§ 4 
Festlegung der Art, Größe und Anzahl der Müllbehälter 

 
1) Die Sammlung von Restmüll darf nur in den folgenden Behältnissen erfolgen: 

a) Restmüllbehälter – 80/90, 120 und 240 Liter 
b) Restmüllgroßbehälter – 770 und 1.100 Liter 
c) Maisstärkesäcke für biologisch verwertbare Siedlungsabfälle 10 Liter mit der 

Aufschrift „BIOABFALL - ATM“ 
 
2) Die vorgeschriebene Mindestmenge (Grundvorschreibung) pro Jahr und 

Einwohner (Haupt- und Nebenwohnsitze) beträgt: 
 

a) für Haushalte:  
  Restmüll: 30 Kilogramm pro Person und Jahr 
        Die Mindestmenge wird nach dem tatsächlichen Einwohner- 

                      stand (Haupt- und Nebenwohnsitze) zu den Stichtagen  
                      01. Jänner, 01. April, 01. Juli und 01. Oktober berechnet. 

 
b) für Beherbergungsbetriebe (gewerbliche und private Vermieter, sowie 

untervermietete Freizeitwohnsitze): 
Restmüll: 0,1 Kilogramm pro Gästenächtigung (vom Vorjahr – Zeitraum  
                01.11. bis 31.10.) 

 
c) für Ferienwohnungen: 
  Restmüll für eine Objektgröße von: 
   bis 30 m²    30 Kilogramm pro Jahr 
   31 m² bis 100 m²   60 Kilogramm pro Jahr 
   über 100 m²  120 Kilogramm pro Jahr 
 
d) für nicht ständig bewohnte Objekte (Freizeitwohnsitze, Wochenend-

häuser): 
  Restmüll für eine Objektgröße von: 
   bis 30 m²    60 Kilogramm pro Jahr 
   31 m² bis 100 m² 120 Kilogramm pro Jahr 
   über 100 m²  240 Kilogramm pro Jahr 
 
e) für Haushalte: 
  biologisch verwertbare Siedlungsabfälle für Haushalte mit: 
   1 und 2 Personen  260 Liter (26 Säcke 10l) 
   3 und 4 Personen  520 Liter (52 Säcke 10l) 
   5 und mehr Personen 780 Liter (78 Säcke 10l) 

 
3) Die Restmüllbehälter bzw. Restmüllgroßbehälter sowie die Maisstärkesäcke 

werden dem Grundeigentümer von der Gemeinde gegen Verrechnung zur 
Verfügung gestellt. 
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 Die Grundeigentümer oder Verfügungsberechtigten des Pflichtabholungs-
bereiches haben sowohl für den Restmüll als auch für die biologisch verwertbaren 
Siedlungsabfälle die erforderlichen Behältnisse ausnahmslos von der Gemeinde 
Bruck am Ziller gegen Kostenersatz zu erwerben. 

 
4) Die Restmüllbehälter bzw. Restmüllgroßbehälter sind beim Erwerb mit einem 

Datenträger versehen, welcher im Kostenersatz enthalten ist. 
Zusätzlich benötigte Datenträger sind ausnahmslos von der Gemeinde Bruck am 
Ziller gegen Kostenersatz zu erwerben. 

 
5) Die Behälter für Restmüll werden dreiwöchig laut Abfuhrplan der Gemeinde Bruck 

am Ziller von der öffentlichen Müllabfuhr abgeholt. 
Die Restmüllbehälter sind am Abfuhrtag bis 06:00 Uhr am Rande der öffentlichen 
Straße so zur Abfuhr bereitzustellen, dass der öffentliche Verkehr und Fußgänger 
nicht behindert werden. Weiters müssen die Müllbehälter von den Beauftragten 
der Müllabfuhr auf kürzestem Wege und unter geringstem Zeitverlust abgeholt 
werden können. 
Bei Sackgassen, welche vom Müllsammelfahrzeug nicht befahren werden, sind 
die Restmüllbehälter am vereinbarten Sammelpunkt bereitzustellen. 

 
6) Die Behälter sind vom Grundeigentümer bzw. vom sonst hierüber Verfügungs-

berechtigten, währen dieses Zeitraumes innerhalb des Grundstückes so 
aufzustellen, dass 

a) für die Hausbewohner und für die Nachbarschaft keine unzumutbare 
Belästigung durch Staub, Geruch oder Lärm erfolgt. 

b) diese von den Abfallbesitzern ordnungsgemäß benützt werden können. 
 
7) Die 10 Liter Maisstärkesäcke mit dem Aufdruck „BIOABFALL – ATM“ zur 

Entsorgung der biologisch verwertbaren Siedlungsabfälle müssen zu den 
Öffnungszeiten am Recyclinghof Bruck am Ziller abgegeben werden. Die 
Ablieferung von biologisch verwertbaren Siedlungsabfällen in anderen Behält-
nissen als die von der Gemeinde ausgegebenen 10 Liter Maisstärkesäcke mit 
dem Aufdruck „BIOABFALL – ATM“ ist untersagt. 

 
 

§ 5 
Sperrmüll 

 
1) Sperrmüll ist jeweils zu den Öffnungszeiten des Recyclinghofes Bruck am Ziller in 

den dafür vorgesehenen Container kostenpflichtig einzubringen. 
 

2) Sperriger Haushaltsschrott ist getrennt vom übrigen Sperrmüll abzugeben. 
 
 

§ 6 
Getrennt zu sammelnde Siedlungsabfälle 

 
1) Die Altstoffe und Verpackungen – Glas, Kunststoffe/Verbundstoffe, Papier/ Karto-

nagen, Metalle, Elektroaltgeräte, reines Styropor, Speisefette und Speiseöle sowie 
Textilien und Altschuhe – dürfen nicht in die nach § 4 vorgesehenen Behälter für 
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Restmüll und für biologisch verwertbare Siedlungsabfälle eingebracht werden, 
sondern sind der jeweils hierfür eingerichteten eigenen Sammlung zu übergeben. 

 
2) Altglas ist am Recyclinghof Bruck am Ziller in die hierfür vorgesehenen 

Altglasbehälter getrennt nach Weiß- und Buntglas einzubringen. 
 

In die Altglasbehälter dürfen nicht eingebracht werden: 
Fensterglas, Spiegelglas, Drahtglas, Windschutzscheiben, Steingutflaschen, 
Porzellan, Ton, Glühbirnen, Leuchtstoffröhren, Energiesparlampen, etc. 
 

3) Kunststoff- und Verbundstoffverpackungen (Leichtverpackungen) und 
Metallverpackungen sind am Recyclinghof Bruck am Ziller in den hierfür 
vorgesehenen Container einzubringen. 
 

Zu den Kunststoff- und Verbundstoffverpackungen (Leichtverpackungen) und 
Metallverpackungen gehören: 
Kunststoffsäcke, Kunststofffolien, Kunststoffbecher, Blisterverpackungen, Styro-
porverpackungen, Verpackungen aus Materialverbund (Kunststoff, Karton, 
Aluminium), Getränkeverbundkartons (zB Milchverpackungen), Weißblechdosen 
(zB Konserven), Aluminiumverpackungen (zB Tierfutter), Aluminiumfolien, 
Metalltuben, Metalldeckel und Metallverschlüsse, etc. 
 

Nicht zu den Kunststoff- und Verbundstoffverpackungen (Leichtverpackungen) 
und Metallverpackungen gehören: 
Kunststoffgetränkeflaschen und Getränkedosen, Spielzeug und Haushaltsgeräte 
aus Kunststoff, Gummi, etc. 
 

Hinweis: Für Kunststoffgetränkeflaschen aus PET und Getränkedosen aus 
Aluminium gilt seit 01.01.2025 das Einwegpfand. (Die Rücknahme erfolgt zB im 
Lebensmittelhandel.) 
 

4) Altpapier und Kartonagen sind am Recyclinghof Bruck am Ziller in den hierfür 
vorgesehenen Containern einzubringen. 
Die Kartonagen sind zu zerkleinern und so platzsparend wie möglich in den Karto-
nagencontainer einzubringen. 
 

Nicht zum Altpapier gehören: 
Kohle- und Durchschreibpapier, Milch- und Getränkeverpackungen, Zellophan, 
Kunststofffolien, mit gefährlichen Abfällen und Lebensmittelresten verunreinigtes 
Papier, etc. 
 

5) Haushaltsschrott ist am Recyclinghof Bruck am Ziller in den hierfür aufgestellten 
Sperrmüllcontainer einzubringen. 

 

Zum Haushaltsschrott gehören: 
  Öfen, Autofelgen, Maschinenteile, Fahrräder, Töpfe, etc. 
 

  Nicht zum Haushaltsschrott gehören: 
  Autowracks, Kühlgeräte, Ölradiatoren, Bildschirmgeräte, elektrische  
     Haushaltsgeräte, etc. 

 
6) Elektroaltgeräte: 

Großgeräte (Herde, Waschmaschinen, etc.), Kleingeräte (Radios, CD- und DVD-
Player, Computer, Haushaltsgeräte, etc.), Bildschirmgeräte (TV- und Computer 
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Bildschirme, etc.), Kühlgeräte (Kühl- und Gefrierschränke, Klimageräte, etc.) und 
Lampen (Leuchtstofflampen, Entladungslampen, Energiesparlampen, LED-
Lampen, etc.) sind am Recyclinghof Bruck am Ziller getrennt in die jeweils hierfür 
vorgesehenen Gitterboxen einzubringen. 

 
7) Speisefette und Speiseöle: 

Die mit Speisefetten und Speiseölen befüllten Behältnisse (Öli) sind im Austausch-
verfahren am Recyclinghof Bruck am Ziller abzugeben. 

 
8) Alttextilien und Altschuhe sind am Recyclinghof Bruck am Ziller in den hierfür 

vorgesehenen Altkleider- und Altschuhsammelcontainer einzubringen. 
 
9) Holzabfälle sind getrennt vom Sperrmüll am Recyclinghof Bruck am Ziller in den 

hierfür vorgesehenen Container einzubringen. 
 
10) Alteisen ist getrennt vom Sperrmüll am Recyclinghof Bruck am Ziller in den hierfür 

vorgesehenen Container einzubringen. 
 
 

§ 7 
Sammlung von biologisch verwertbaren Siedlungsabfällen 

 
1) Biologisch verwertbare Siedlungsabfälle sind: 

a) biologisch verwertbare Siedlungsabfälle aus Gärten und Parkanlagen wie 
Rasenschnitt, Baum- und Strauchschnitt, Laub, Zierpflanzen, Blumen, 
Fallobst, Gemüseabfälle, etc. 

 

b) biologisch verwertbare Siedlungsabfälle aus Haushalten wie Speisereste, 
verdorbene Lebensmittel, Obst- und Gemüsereste, Fisch-, Fleisch- und 
Wurstreste, Kaffee- und Teesud samt Filterpapier, Eierschalen, Schnittblumen, 
Topfpflanzen (mit Erde), Mist und Streu von Kleintieren (Stroh, Holzspäne), etc. 

 

c) biologisch verwertbare Siedlungsabfälle aus Büros, Gaststätten, Großhandel, 
Kantinen, Cateringgewerbe, Einzelhandel und vergleichbare Abfälle aus 
Nahrungsmittelverarbeitungsbetrieben 

 

d) unbeschichtetes Papier, welches mit Nahrungsmitteln in Berührung steht (zB 
Servietten) und zur Sammlung und Verwertung von biologisch verwertbaren 
Siedlungsabfällen geeignet ist (zB Bioabfallsäcke aus nachwachsenden 
Rohstoffen) 

 
2) Nicht biologisch verwertbare Siedlungsabfälle sind: 

Verpackungsabfälle (Kunststoff, Glas, Metall), Textilien, Staubsaugerbeutel, 
Aschen, Windeln, Hygieneartikel, Blumentöpfe, künstliche Katzenstreu, Schlacht-
abfälle, Kadaver, Knochen, etc. 

 
3)   Biologisch verwertbare Siedlungsabfälle sind, sofern sie nicht unter die Ausnahme  
      des § 3 Abs. 2 lit. b) (so genannte „Eigenkompostierer“) fallen, gesondert in den     
      Behältnissen entsprechend der Festlegungen im § 4 Abs. 1 lit. c) zu sammeln und  
      am Recyclinghof Bruck am Ziller in die hierfür vorgesehenen Behältnisse  
      einzubringen. 
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4)   So genannte „Eigenkompostierer“ haben die Aufnahme und das Ende ihrer Tätig- 
      keit bei der Gemeinde schriftlich zu melden. Damit verpflichtet sich der  
      „Eigenkompostierer“ ganzjährig sämtliche biologisch verwertbaren Siedlungs- 
      abfälle auf dem eigenen Grundstück zu kompostieren (= Meldepflicht). 
 
5) Saisonal anfallende Gartenabfälle (zB Rasenschnitt, Baum- und Strauchschnitt) 

sind zu den Öffnungszeiten bei der Kompostieranlage Vordereres Zillertal, 
Trenkerweg 6, 6262 Schlitters abzugeben. 

 
 

§ 8 
Problemstoffe 

 
Problemstoffe aus dem Haushalt sind getrennt zu sammeln und können zweimal 
jährlich bei der von der Gemeinde Bruck am Ziller organisierten Problemstoff-
sammlung zu den von der Gemeinde bekannt gegebenen Terminen am Recyclinghof 
Bruck am Ziller abgegeben werden. 
 
Zu den Problemstoffen gehören: 
Altöl, Medikamente und Körperpflegemittel, Pflanzenschutzmittel, Haushaltsreiniger, 
Farben und Lacke, Lösemittel, Laugen, Spray- und Lackdosen mit Restinhalt, Säuren, 
ölhaltiger Abfall, Leuchtstoffröhren und Batterien, etc. 
 
 

§ 9 
Verwendung und Reinigung der Behälter 

 
1) Die aufgestellten Behälter sind so zu verwenden, dass eine Verschmutzung der 

Behälter und der Aufstellungsorte möglichst unterbunden wird.  
Die Ablagerung von Abfällen neben den Behältern – auch im Falle deren 
Überfüllung – ist untersagt. 

 
2) Die Reinigung der Müllbehälter hat regelmäßig durch den Behältereigentümer zu 

erfolgen. 
 
3) Das Einbringen von flüssigen und heißen Abfällen in die Behälter ist untersagt. 
 
 

§ 10 
Strafbestimmungen 

 
Zuwiderhandlungen gegen die Müllabfuhrordnung werden gemäß § 20 des Tiroler 
Abfallwirtschaftsgesetzes, LGBl. Nr. 3/2008, in der Fassung LGBl. Nr. 34/2023, 
bestraft. 
 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
1) Diese Müllabfuhrordnung tritt mit 01. Jänner 2025 in Kraft. 
2) Gleichzeitig tritt die Müllabfuhrverordnung vom 17. November 2011 außer Kraft. 
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Weiters beschließt der Gemeinderat einstimmig den Erlass folgender Abfallgebühren-
verordnung: 
 

ABFALLGEBÜHRENVERORDNUNG 
der Gemeinde Bruck am Ziller 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Bruck am Ziller hat mit Beschluss vom 28. November 

2024 aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, 

BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024 und des 

§ 1 des Tiroler Abfallgebührengesetzes, LGBI. Nr. 36/1991, zuletzt geändert durch das 

Gesetz LGBl. Nr. 59/2024, folgende Abfallgebühren-verordnung erlassen: 
 
 

§ 1 
Abfallgebühren 

 
1) Die Gemeinde Bruck am Ziller erhebt Abfallgebühren als Grundgebühr und als 

weitere Gebühr. 
 
 

§ 2 
Grundgebühr 

 
1) Die Grundgebühr für Haushalte bemisst sich nach der Anzahl der Bewohner eines 

Haushaltes und beträgt pro Jahr (EGW = Einwohnergleichwert): 
 

Haushalte pro Person (Haupt- und Nebenwohnsitz) € 19,00 (= 1 EGW) 
 

2) Die Grundgebühr für sonstige Gebührenpflichtige gem. § 2 Abs. 4 lit. a bis e beträgt 
pro Jahr: 

 

sonstige Gebührenpflichtige € 19,00 (= 1 EGW) 
 

3) Änderungen der Bemessungsgrundlage zur Berechnung der Grundgebühr für 
Haushalte und für sonstige Gebührenpflichtige werden jeweils mit 01. Jänner,  
01. April, 01. Juli und 01. Oktober des jeweiligen Jahres wirksam. Die Gebühren-
schuldner sind verpflichtet, alle Tatsachen, die für das Entstehen, die Änderung 
oder die Einstellung der Grundgebühr von Bedeutung sind, binnen einer Woche 
nach Eintritt der maßgeblichen Tatsache der Gemeinde zu melden. 

 
4) Die Grundgebühr für sonstige Gebührenpflichtige wird in Einwohnergleichwerten 

(EGW) des Gebührensatzes nach § 2 Abs. 2 wie folgt bemessen: 
 

a) Gewerbe- und Industriebetriebe, Speditionen, Reisebüros, Arbeitsstätten 
von Ärzten, Wirtschaftstreuhändern, Rechtsanwälten, Notaren, 
Zivilingenieuren, Architekten, Dentisten, Planungsbüros sowie sonstige 
Freiberufliche, öffentliche Körperschaften, Behörden, Schulen, Banken und 
Sparkassen (ohne Stellplätze): 

 

    je angefangene 20 m² Betriebsfläche (Obergrenze: 1.000 m²)       1 EGW 
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b) Handelsbetriebe: 
 

    je angefangene 10 m² Betriebsfläche (Obergrenze: 500 m²)          1 EGW 
 
c) Gastronomiebetriebe, Beherbergungsbetriebe, Pensionen, Ferienwoh-

nungen, Erholungsheime, Privatzimmervermietungen und untervermietete 
Freizeitwohnsitze: 

 

    je Gästenächtigung des Vorjahres 0,333 EGW 
 
d) Ferienwohnungen: 
 

    bis 30 m²      1 EGW 
    31 m² bis 100 m²     2 EGW 
    über 100 m²     4 EGW 
 
e) nicht ständig bewohnte Objekte (z.B. Freizeitwohnsitze, Wochenend-

häuser): 
 

    bis 30 m²      2 EGW 
    31 m² bis 100 m²     4 EGW 
    über 100 m²     8 EGW 
 
 

§ 3 
Weitere Gebühr 

 
1) Die weitere Gebühr bemisst sich nach der tatsächlich entsorgten Müllmenge und 

beträgt für: 
 

a) Restmüll  € 0,40 pro Kilogramm 
b) Bioabfallsäcke 10 Liter  € 1,20 pro Bioabfallsack 
c) Windelsäcke 35 Liter  € 3,15 pro Windelsack 
d) Sperrmüll  € 0,40 pro Kilogramm 
e) Bauschutt  € 0,20 pro Kilogramm 
f)  Altholz  € 0,20 pro Kilogramm 
g) Radiatoren  € 0,35 pro Kilogramm 
h) künstliche Mineralfasern  € 2,00 pro Kilogramm 
i) Kühlgeräte gewerblich  € 0,80 pro Kilogramm 
 

2) Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der Gebühr für Restmüll und biologisch 
verwertbare Siedlungsabfälle ist aber jedenfalls die vorgeschriebene Mindest-
menge gemäß § 4 Abs. 2) der Müllabfuhrordnung der Gemeinde Bruck am Ziller. 
 
 

§ 4 
Vorschreibung 

 
Die Abfallgebühren sind jeweils zum 01. Jänner, 01. April, 01. Juli und 01. Oktober 
eines jeden Jahres vorzuschreiben. 
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§ 5 
Gebührenschuldner und gesetzliches Pfandrecht 

 
1) Schuldner der Abfallgebühren sind die Eigentümer der Grundstücke, für die 

Einrichtungen und Anlagen zur Entsorgung von Abfällen und die Abfallberatung 
bereitgestellt werden. 

 
2) Steht ein Bauwerk auf fremden Grund und Boden, so ist der Eigentümer des 

Bauwerkes, im Falle eines Baurechtes der Inhaber des Baurechtes, Schuldner der 
Abfallgebühren. 

 
3) Für die Abfallgebühren samt Nebengebühren haftet auf dem Grundstück 

(Bauwerk, Baurecht) ein gesetzliches Pfandrecht (§ 6 Tiroler Abfallgebühren-
gesetz 1991). 

 

4) Werden Sperrmüll oder sonstige Abfälle bei zu deren Sammlung bestimmten 

Einrichtungen bzw. Anlagen abgegeben, ist Gebührenschuldner der Übergeber, 

soweit dieser Gemeindebewohner einer Gemeinde ist, die zum Einzugsgebiet der 

jeweiligen Einrichtung bzw. Anlage gehört. 

 

 

§ 6 

Inkrafttreten 

 

1) Diese Abfallgebührenverordnung tritt mit 01. Jänner 2025 in Kraft. 

 

2) Gleichzeitig tritt die Abfallgebührenverordnung vom 17. November 2011 außer 

Kraft.  
 
 
ZU TOP. 5. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE NEUERLASSUNG DER VERORDNUNG ÜBER DIE 

FESTSETZUNG DER WALDUMLAGE 
Die Tiroler Landesregierung hat nach § 10 Abs. 3 der Tiroler Waldordnung 2005 durch 
Verordnung landesweit einheitliche Hektarsätze für die Waldkategorien Wirtschaftswald, 
Schutzwald im Ertrag und Teilwald im Ertrag festzulegen. Die Hektarsätze haben in Summe 
annähernd 33 v. H. der im landesweiten Durchschnitt mit der Wahrnehmung der Aufgaben 
der Gemeindewaldaufseher nach § 6 jährlich verbundenen Kosten bezogen auf einen Hektar 
Waldfläche zu entsprechen. Dabei ist auf das kollektivvertragliche Jahresgehalt der 
Gemeindewaldaufseher gemittelt über 40 Dienstjahre zuzüglich der Lohnnebenkosten 
Bedacht zu nehmen.  
 
Da sich das kollektivvertragliche Jahresgehalt der Waldaufseher gegenüber dem der 
vorangegangenen Festlegung (Verordnung der Landesregierung vom 05. September 2023, 
VBl. Tirol Nr. 89/2023) zugrunde gelegten Jahresgehalt um mehr als 5% verändert hat, lag die 
Voraussetzung für die Anpassung der Hektarsätze vor.  
Daher wurde am 17. September 2024 von der Landesregierung die Verordnung, mit der 
einheitliche Hektarsätze als Grundlage für die Erhebung der Umlage zur teilweisen Deckung 
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des jährlichen Personal- und Sachaufwandes für die Gemeindewaldaufseher festgelegt 
werden, beschlossen und im Verordnungsblatt für Tirol Nr. 93/2024 kundgemacht. 
 
Die von den Gemeinden bisher festgelegten Umlagesätze ändern sich nicht automatisch, da 
die entsprechenden Gemeindeverordnungen auf die Verordnung der Landesregierung vom 
05. September 2023, VBl. Tirol Nr. 89/2023 und somit auf eine andere Rechtsvorschrift als die 
nunmehr von der Landesregierung beschlossene Verordnung verweisen. 
Daher ist eine entsprechende Anpassung der Verordnung des Gemeinderates über die 
Festsetzung der Waldumlage erforderlich, die einen Verweis auf die nunmehr beschlossene 
Verordnung der Landesregierung vom 17. September 2024, VBl. Tirol Nr. 93/2024, enthält.  
 
Da der Abgabenanspruch nach § 10 Abs. 7 der Tiroler Waldordnung 2005 jeweils mit dem 
Ablauf des Jahres entsteht, für das die Umlage erhoben wird, sind die neuen Hektarsätze 
erstmals auf die Vorschreibung der Umlage für das Jahr 2025 anzuwenden, welche bis 
längstens Ende Mai 2026 zu erfolgen hat. Dafür ist es jedoch erforderlich, dass die Gemeinden 
die Verordnung über die Festsetzung der Waldumlage noch im Jahr 2024 beschließen und 
kundmachen und dabei den Termin für das Inkrafttreten mit 01. Jänner 2025 festsetzen.  
Wird im heurigen Jahr die Verordnung über die Festsetzung der Waldumlage nicht angepasst, 
so ist die Umlage weiterhin auf Basis der in der Verordnung VBl. Tirol Nr. 89/2023 festgelegten 
Hektarsätze zu berechnen.  
Für die bis längstens Mai 2025 vorzuschreibende Waldumlage für das Jahr 2024 gelten die in 
der Verordnung VBl. Tirol Nr. 89/2023 festgelegten Hektarsätze. 
 
Die angepassten Hektarsätze wurden am 01. Oktober 2024 von der Landesregierung per 
Verordnung VBl. Tirol Nr. 93/2024 wie folgt kundgemacht: 
 
Die Hektarsätze werden je Hektar Wald für die nachstehend angeführten Waldkategorien 
landesweit einheitlich festgelegt wie folgt: 
a) für Wirtschaftswald  € 30,26 (bisher € 26,90) 
b) für Schutzwald im Ertrag  € 15,13 (bisher € 13,45) 
c) für Teilwald im Ertrag  € 22,69 (bisher € 20,17) 
 
In der bisherigen Verordnung des Gemeinderates vom 05. Oktober 2023 wurde der 
Umlagesatz für alle drei Waldkategorien mit 100 v. H. der von der Tiroler Landesregierung 
festgesetzten Hektarsätze festgelegt. 
 
Der Gemeinderat beschließt daher einstimmig den Erlass folgender Verordnung: 
 

VERORDNUNG des Gemeinderates der Gemeinde Bruck am Ziller  
vom 28. November 2024 über die 

FESTSETZUNG EINER WALDUMLAGE 
 
Aufgrund des § 10 Abs. 1 der Tiroler Waldordnung 2005, LGBl. Nr. 55/2005, zuletzt geändert 
durch das Gesetz LGBl. Nr. 38/2024, wird zur teilweisen Deckung des jährlichen Personal- und 

Sachaufwandes für die Gemeindewaldaufseher verordnet: 
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§ 1 
Waldumlage, Umlagesatz 

Die Gemeinde Bruck am Ziller erhebt eine Waldumlage und legt den Umlagesatz einheitlich 
für die Waldkategorien Wirtschaftswald, Schutzwald im Ertrag und Teilwald im Ertrag mit 100 
v. H. der von der Tiroler Landesregierung mit Verordnung vom 17. September 2024, VBl. Tirol 
Nr. 93/2024, festgelegten Hektarsätze fest. 

 
§ 2 

Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt mit 01. Jänner 2025 in Kraft. 

 
 
ZU TOP. 6. BERATUNG ÜBER DIE NEUERLASSUNG DER FRIEDHOFSORDNUNG UND DER FRIEDHOFSGEBÜHREN-
VERORDNUNG 
Der Bürgermeister berichtet, dass die Friedhofserweiterung ja bekanntlich abgeschlossen ist. 
Wie besprochen sollen auf der Erweiterungsfläche auch Erdurnengräber errichtet werden. 
Auch deshalb ist es erforderlich, die Friedhofsordnung und die Friedhofsgebührenverordnung 
neu zu erlassen. Über die Eckpunkte in diesen Verordnungen soll heute beraten werden. Im 
Anschluss werden diese Verordnungen final ausgearbeitet und an das Amt der Tiroler 
Landesregierung zur Vorprüfung gesendet. Wenn diese Vorprüfung abgeschlossen ist, werden 
die finalen und geprüften Verordnungen dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegt. 
 
Eigentlich hätte die mit der Friedhofserweiterung betraute Bgm.-Stv. Dengg Veronika darüber 
berichten sollen. Da sie aber leider krank ist, wird dies der Bürgermeister übernehmen: 
 
Im neuen Erdteil des Friedhofes sollen die Erdurnengräber errichtet werden. Diese Gräber 
sollen in der gleichen Flucht wie die bestehenden Erdgräber weitergeführt werden. Daraus 
ergibt sich ein Rasenstreifen von 80 cm und eine Wegfläche von 50 cm. Die Abmessung eines 
Erdurnengrabes betragen 120 cm Höhe x 80 cm Breite. Zwischen den Gräbern werden 
Einfassungsplatten mit einer Breite von 30 cm verlegt – so wie bei den bestehenden 
Erdgräbern. Somit ergeben sich sechs Reihen mit jeweils vier Grabstätten und somit in Summe 
24 Erdurnengräber. 
 
Die Vergabe aller Grabstellen (Einzelgrab, Doppelgrab, Erdurnengrab, Urnennische) erfolgt 
laut Vorgabe der Gemeinde. Die Gräber sind nach der zeitlichen Reihenfolge ihrer Anmeldung 
zu belegen. Es besteht kein Anspruch auf die Auswahl einer bestimmten Grabstelle. 
 
Das Benützungsrecht für eine Grabstelle beträgt ab der letzten Bestattung zehn Jahre. Die 
Benützungsgebühr ist im Vorhinein für zehn Jahre zu entrichten.  
Bei einer Bestattung in einer Grabstelle, für die ein Benützungsrecht besteht, verlängert sich 
die Benützungsfrist für weitere zehn Jahre, allerdings ist die Benützungsgebühr nur für den 
Zeitraum im Voraus zu entrichten, der den bereits entrichteten Zeitraum überschreitet.  
Bei einer Bestattung bis zum 30. Juni eines jeden Jahres wird dieses Jahr für das 
Benützungsrecht eingerechnet. 
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Bei der neuen Urnenwand sind die bereits von der Gemeinde angebrachten Nischen-
abdeckungsplatten (Steinplatte „nero impala“) zu verwenden. 
Die Kosten für die Nischenabdeckungsplatte und die Ablage unterhalb der Nische sind seitens 
der Benützungsberechtigten an die Gemeinde zu entrichten. Die Beschriftung der 
Abdeckungsplatte ist von den Benützungsberechtigten zu veranlassen und die dadurch 
anfallenden Kosten sind von den Benützungsberechtigten zu tragen. 
 
Bei den Erdgräbern und Erdurnengräbern sind die Kosten für die Trittplatten und die seitlichen 
Grabeinfassungsplatten auf einer Seite von den Benützungsberechtigten an die Gemeinde zu 
entrichten. 
 
Weiters ist in der bestehenden Verordnung u. a. auch die Aufstellung von künstlerisch 
gestalteten Holzkreuzen erlaubt. Diese sollten in der neuen Verordnung nicht mehr 
aufscheinen. 
 
Es folgt eine ausführliche Beratung unter den Gemeinderäten, in der noch folgende 
Festlegungen getroffen werden: 
Die Maße für die Erdurnengräber sollen für den gesamten Friedhofsbereich – und nicht nur 
für den neuen Erdteil – im selben Ausmaß festgelegt werden. 
Aufgelassene Gräber für die Erdbestattung in den bisherigen Friedhofsteilen sollen ab sofort 
nachbelegt werden. Allerdings soll dies derzeit nicht im Bereich nördlich (links) der Kirche 
erfolgen, da dieser Platz bei kirchlichen Veranstaltungen von den Besuchern genützt wird. 
In der neuen Verordnung ist anzuführen, dass von einer Grabstätte keine Emissionen 
ausgehen, die die Würde des Friedhofes beeinträchtigen würden oder andere Friedhofs-
besucher stören würden. 
Sollte in einer Urnennische keine weitere Urne mehr Platz haben und Bedarf bestehen, kann 
diese Urnennische aufgelassen werden und die bestehenden Urnen zusammen mit der neuen 
Urne in einer anderen Urnennische oder einem Erdurnengrab bestattet werden. Dies ist 
allerdings ausdrücklich nur im Bedarfsfall möglich. 
 
Seitens des Gemeinderates wird den o. a. Festlegungen zugestimmt und die Verordnungen 
sollen dementsprechend ausgearbeitet werden. 
 
 
ZU TOP. 7. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE ÄNDERUNG DES FLÄCHENWIDMUNGSPLANES IN 

EINEM TEILBEREICH DER GP. 400/1 
Der Bürgermeister berichtet über den Umwidmungsantrag von Herrn Als Stefan, Alpbach 
447/1, 6236 Alpbach, wie folgt: 
 
Der Widmungswerber plant im Bereich des Grundstückes 400/1 eine Umwidmung von 
„Vorbehaltsfläche für den Gemeindebedarf“ in „Freiland“. Die Grundstücke befinden sich im 
Ortsteil Dorf im nördlichen Siedlungsgebiet.  
Grund für die gewünschte Flächenwidmungsplanänderung im Umfang von ca. 259 m² ist das 
Erreichen einer parzelleneinheitlichen Widmung. Für die als „Vorbehaltsfläche für den 
Gemeinbedarf“ gekennzeichnete Fläche besteht derzeit kein Bedarf mehr von Gemeindeseite 
aus, weshalb eine Umwidmung in „Freiland“ beabsichtigt wird. 
Mit der gegenständlichen Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Bruck a.Z. soll 
eine parzelleneinheitliche Widmung der Gst. 1264/3 und 400/1 erreicht werden. Hierfür ist 
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die Änderung einer bisher als Vorbehaltsfläche für den Gemeinbedarf gem. § 52 TROG 2022, 
Festlegung des Verwendungszwecks, Festlegung Erläuterung: Musikpavillon gewidmeten 
Fläche notwendig. Konkret kommt es zu einer Umwidmung von rund 259 m² von 
Vorbehaltsfläche für den Gemeinbedarf gem. § 52 TROG 2022, Festlegung des 
Verwendungszwecks, Festlegung Erläuterung: Musikpavillon in Freiland gem. § 41 TROG 2022  
Es wird keine Befristung von zehn Jahren für die Widmung festgelegt, da es sich um eine 
Rückwidmung in Freiland handelt. 
 
Die geplante Widmung bzw. die damit möglichen Nutzungen lassen keine erheblichen 
Umweltauswirkungen erwarten, die gem. § 68 Abs. 1, 2 TROG 2022 eine Umweltprüfung 
auslösen würden.  
Der Bereich ist nicht zur verpflichtenden Erlassung eines Bebauungsplanes gekennzeichnet. 
Die gegenständliche Änderung des Flächenwidmungsplanes entspricht den Zielen des 
rechtskräftigen örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Bruck a. Z. sowie den Zielen 
des überörtlichen Regionalprogramms und ist somit positiv zu beurteilen. 
 
Der Bürgermeister erläutert den genauen Widmungsbereich anhand des Umwidmungsplanes 
Nr.: 904-2024-00001 des Raumplaners AB Raumordnung Tirol, 6200 Jenbach. 
 
Es folgt eine ausführliche Beratung über diesen Antrag im Gemeinderat. 
 
Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Bruck am Ziller 
einstimmig gemäß § 68 Abs. 3 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43, 
idgF, den vom Planer AB Raumordnung Tirol ausgearbeiteten Entwurf mit der 
Planungsnummer 904-2024-00001, über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der 
Gemeinde Bruck am Ziller im Bereich der Gp. 1264/3 und der Gp. 400/1 jeweils zum Teil,  
KG 87015 Bruck am Ziller durch vier Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme 
aufzulegen. 
 
Der Entwurf sieht folgende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Bruck am 
Ziller vor: 
 

Umwidmung 
 

Grundstück 1264/3 KG 87015 Bruck am Ziller  
 

rund 78 m² 
von VMp – Vorbehaltsfläche für den Gemeinbedarf § 52, Festlegung des Verwendungs-
zwecks, Festlegung Erläuterung: Musikpavillon 
in 
FL - Freiland § 41 
 
weiters Grundstück 400/1 KG 87015 Bruck am Ziller 
 

rund 181 m² 
von VMp – Vorbehaltsfläche für den Gemeinbedarf § 52, Festlegung des Verwendungs-
zwecks, Festlegung Erläuterung: Musikpavillon 
in 
FL - Freiland § 41 
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Gleichzeitig wird einstimmig gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem 
Entwurf entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes gefasst. 
 

Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 
Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person 
oder Stelle abgegeben wird. 
 
 
ZU TOP. 8. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE AUFNAHME EINES DARLEHENS FÜR DEN NEUBAU DER 

MITTELSCHULE FÜGEN UND DER AUFSTOCKUNG DER MUSIKSCHULE FÜGEN 
Der Bürgermeister berichtet über den Stand des Projektes Neubau der Mittelschule Fügen und 
Aufstockung Musikschule Fügen. Die Arbeiten zur Errichtung der Ausweichcontainerschule 
neben der Erlebnistherme Zillertal in Fügen haben bereits begonnen. Zu Beginn der 
Sommerferien 2025 wird dann mit den Abrissarbeiten bei der Mittelschule Fügen begonnen. 
 
Die Kosten für dieses Projekt belaufen sich anhand der Kostenschätzung vom 12. März 2024 
in Summe auf ca. 41,5 Mio. Euro. 
 
Für die Gemeinde Bruck am Ziller ergibt sich daraus folgender Finanzierungsplan: 
Kostenanteil anhand der Einwohnerzahl (abgl. Förderungen) EUR 3.655.303,09 
zugesagte Mittel aus dem Gemeindeausgleichsfonds  EUR 2.863.300,00 
benötigte Eigenmittel       EUR    792.003,09 
 
Auszahlungsplan der Mittel aus dem Gemeindeausgleichsfonds: 
Jahr 2024 EUR 477.200,00 
Jahr 2025 EUR 795.300,00 
Jahr 2026 EUR 795.400,00 
Jahr 2027 EUR 795.400,00 
 
Somit ist es erforderlich, für die Finanzierung des Neubaues der Mittelschule Fügen und der 
Aufstockung der Musikschule Fügen ein Darlehen aufzunehmen. Dies vor allem deshalb, da 
die Auszahlung der bereits zugesagten Mittel aus dem Gemeindeausgleichsfonds auf mehrere 
Jahre aufgeteilt wurde. 
 
Es wurden daher bei drei Bankinstituten Finanzierungsangebote eingeholt und auch 
nachverhandelt. 
Diese Finanzierungsangebote werden von der Finanzverwalterin genau erläutert. 
Daraus geht hervor, dass das Finanzierungsangebot der Sparkasse Schwaz AG, 6130 Schwaz 
das Angebot mit den besten Konditionen darstellt. 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig das Finanzierungsangebot der Sparkasse Schwaz 
AG, 6130 Schwaz vom 18. November 2024 mit folgender Fixzinskondition anzunehmen: 
 
Finanzierung – Neubau Mittelschule Fügen und Aufstockung Musikschule 
Rahmensumme/Kapitalbedarf: € 3.700.000,00 
Finanzierungsart:   einmal ausnutzbarer Abstattungskredit 
Ausnützung: bei variabler Kondition: in Teilbeträgen möglich 
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bei fixer Kondition: in einem Betrag innerhalb von 3 
Monaten ab Kreditunterfertigung 

Verwendungszweck: Neubau Mittelschule Fügen und Aufstockung Musik- 
schule 

Bearbeitungsgebühr: keine 
Kontoführungsgebühr: keine 
Laufzeit:    30 Jahre ab der ersten Zuzählung 
Rückzahlung: halbjährliche Pauschalraten jeweils per 30.06. und  

31.12. j. J., voraussichtlich erstmals am 31.12.2027 
 Sondertilgungen: 
 EUR 477.200,00 im Jahr 2024 
 EUR 795.300,00 im Jahr 2025 
 EUR 795.400,00 im Jahr 2026 
 EUR 795.400,00 im Jahr 2027 
Kündigungsmöglichkeit: Bei variablem Zinsindikator bzw. bei einer Fixverzinsung 

sind die Kündigung des gesamten Darlehens sowie 
vorzeitige Rückzahlungen seitens des Darlehensnehmers 
betragsmäßig unbegrenzt ohne Verrechnung von 
Gebühren, Pönalen oder sonstiger Spesen (spesenfrei) 
möglich. 

Zinsentagberechnung: kalendermäßig/360 
Zinsenverrechnung: Die Zinsen - sowie auch sämtliche Abschlussposten 

während einer allfälligen tilgungsfreien Zeit – werden 
vom jeweiligen Kontostand kontokorrentmäßig im 
Nachhinein berechnet und jeweils am 30.06. und 31.12. 
eines jeden Jahres dem Finanzierungskonto angelastet, 
kapitalisiert und weiterverzinst. 

Konditionengestaltung: Die Kombination von unterschiedlichen Varianten mit 
unterschiedlichen Darlehenshöhen ist möglich. 

 Variable Variante: 
 Basis 3-Monats EURIBOR zzgl. 0,360% Aufschlag, ohne 

Rundung 
 Sollte der 3-Monats EURIBOR auf einen Wert unter 0% 

fallen, wird für die Zinsanpassung ein Wert von 0% 
herangezogen. Dies bedeutet, dass ein Mindestzinssatz 
von 0,360% p.a. verrechnet wird. 

 Vor Effektuierung wird der Zinssatz, gemäß dem zu 
diesem Zeitpunkt gültigen 3-Monats EURIBOR, neu 
berechnet. 

 Zinsanpassung vierteljährlich per 01.01., 01.04., 01.07. 
und 01.10. eines jeden Jahres 

 Außerordentliche Tilgungen sind jederzeit pönalfrei 
möglich. 

 Fixzinsvariante: 
Fixzinssatz – Basis „EUR Swapsatz 15 Jahre“ zzgl. 0,360%  
Aufschlag, ohne Rundung 

 Die Berechnung des Fixzinses erfolgte auf Basis der 
Refinanzierungssätze vom 15.11.2024. Bis zum 
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tatsächlichen Geschäftsabschluss können sich diese 
aufgrund von laufenden Änderungen am Geld- und 
Kapitalmarkt noch ändern. 

 Sollte der „EUR Swapsatz 15 Jahre“ auf einen Wert unter 
0% fallen, wird für die Zinsanpassung ein Wert von 0% 
herangezogen. Dies bedeutet, dass ein Mindestzinssatz 
von 0,360% p.a. verrechnet wird. 

 Nach Ablauf der Fixzinsperiode gilt als Basis der 3-Monats 
EURIBOR zzgl. 0,360% Aufschlag, ohne Rundung. 

 Außerordentliche Tilgungen sind jederzeit pönalfrei 
möglich. 

Umstiegsmöglichkeit: Der Umstieg von variabler auf fixer Verzinsung ist unter 
Einhaltung einer 4-wöchigen Kündigungsfrist zum Ablauf 
der jeweiligen Zinsbindungsperiode (= EURIBOR-Bindung 
zu den Zinsanpassungsterminen) kostenlos möglich, 
wobei der Aufschlag für den fixen Zinssatz zum Zeitpunkt 
des Wechsels gemäß aktueller Marktlage neu ermittelt 
wird. 

Sicherstellung: blanko 
Auszahlungsvoraussetzung: aufsichtsbehördliche Genehmigung 
 Auszug Protokoll Gemeinderatssitzung 
 
 
ZU TOP. 9. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE FESTSETZUNG DER GEBÜHREN- UND ABGABENSÄTZE 

AB DEM 01. JÄNNER 2025 
Der Bürgermeister verliest die vorgeschlagenen Gebühren- und Abgabensätze ab dem  
01. Jänner 2025 wie folgt: 
 

Gebühr / Abgabe Hebesätze, Prozentsätze & Beträge (inkl. allfälliger Umsatzsteuer) 

GRUNDSTEUER A Einhebung gem. Grundsteuergesetz i.V.m. dem Finanzausgleichsgesetz 
500 v.H. des Messbetrages  

GRUNDSTEUER B Einhebung gem. Grundsteuergesetz i.V.m. dem Finanzausgleichsgesetz 
500 v.H. des Messbetrages 

KOMMUNALSTEUER Einhebung gem. Kommunalsteuergesetz 3 % der Bemessungsgrundlage 
Wirtschaftsförderungsbeitrag für Betriebe mit auszubildenden Lehrlingen 

HUNDESTEUER Einhebung gem. Tir. Hundesteuergesetz i.V.m. dem Finanz-Verfassungsgesetz 
€   60,00 für den ersten Hund pro Haushalt jährlich  
€ 120,00 für jeden weiteren Hund pro Haushalt jährlich 
(für mehr als drei Monate alte Hunde) 
Die halbjährliche Hundesteuer beträgt jeweils die Hälfte. 

ERSCHLIEßUNGSBEITRAG Einhebung gem. Verordnung des Gemeinderates Bruck am Ziller vom  
05. Oktober 2023 i.V.m. dem Tiroler Verkehrsaufschließungs- und 
Ausgleichsabgabengesetz 
2,50 % von € 233,00 (festgelegter Erschließungsfaktor) 
Das ergibt einen Einheitssatz von € 5,83 pro m² Bauplatzfläche, bzw. pro m³ 
Baumasse gem. Tiroler Verkehrsaufschließung- und Ausgleichsabgabengesetz. 
Der Bauplatz wird zu 150 %, die Baumasse zu 70 % bewertet. 

WASSERBENÜTZUNGS-
GEBÜHR 

Einhebung gem. Wassergebührenordnung  
€ 1,00 pro m³ verbrauchter Wassermenge 



Niederschrift vom 28. November 2024 19 

 

 

Bauwasser: 
€ 0,16 pro m³ umbauten Raum lt. Tiroler Verkehrsaufschließungs- und 
Ausgleichsabgabengesetz - einmalig pro Bauvorhaben 

WASSERANSCHLUSS- 
GEBÜHR 

Einhebung gem. Wassergebührenordnung € 1,70 pro m³ umbauten Raum lt. 
Tiroler Verkehrsaufschließungs- und Ausgleichsabgabengesetz  
Bei landwirtschaftlichen Gebäuden: 
€ 1,70 pro m³ umbauten Raum lt. Tiroler Verkehrsaufschließungs- und 
Ausgleichsabgabengesetz für Stallgebäude, der umbaute Raum des Heulagers 
wird nicht bewertet 

WASSERZÄHLER- 
MIETE 

Einhebung gem. Wassergebührenordnung 
€ 32,50 für Zähler groß pro Jahr 
€ 23,50 für Zähler klein pro Jahr 

KANALBENÜTZUNGS- 
GEBÜHR 

Einhebung gem. Kanalgebührenordnung 
 

€ 2,60 pro m³ verbrauchter Wassermenge - mit Wasserzähler 
 

€ 130,00 pro Einwohnergleichwert (EGW) – ohne Wasserzähler 
 

7 m³ Freimenge pro Wasserzähler, bzw. bei EGW € 18,20 pro Haus 
 

Ferienwohnungen, Freizeitwohnsitze u. Privatzimmervermieter ohne Zähler: 
€ 0,433 pro Nächtigung - 300 Nächtigungen entsprechen 1 EGW 

KANALANSCHLUSS- 
GEBÜHR 

Einhebung gem. Kanalgebührenordnung 
€ 6,53 pro m³ umbauten Raum lt. Tiroler Verkehrsaufschließungs- und 
Ausgleichsabgabengesetz 

REGENWASSERKANAL-
BENÜTZUNGSGEBÜHR 

Einhebung gem. Kanalgebührenordnung  
€ 0,077 pro m² Dach-, Terrassen- bzw. befestigte Fläche pro Jahr  

REGENWASSERKANAL-
ANSCHLUSSGEBÜHR 

Einhebung gem. Kanalgebührenordnung  
€ 3,34 pro m² Dach-, Terrassen- bzw. befestigte Fläche  

GRABBENÜTZUNGS- 
GEBÜHR 

Einhebung gem. Friedhofsgebührenordnung 
€ 22,00 für ein Einzelgrab pro Jahr 
€ 38,50 für ein Doppel- bzw. Familiengrab pro Jahr 
€ 22,00 für ein Erdurnengrab pro Jahr 
€ 22,00 für eine Urnennische pro Jahr 

MÜLLABFUHR- 
GEBÜHR 

Einhebung gem. Abfallgebührenverordnung und Müllabfuhrordnung 
 

€ 19,00 Grundgebühr pro Person im Jahr 
€ 12,00 Mindestgebühr für weitere Gebühr pro Person im Jahr  
              (= 30 Kilogramm Restmüll) 
 

€ 0,40 für jeden weiteren Kilogramm Restmüll 
 

€ 0,063 pro Nächtigung – 1 Nächtigung entspricht 0,333 EGW laut Abfall- 
                                               gebührenverordnung § 2 Abs. 4) lit. c) 
 
Gewerbe- und Industriebetriebe, usw. (Abfallgebührenverordnung 
§ 2 Abs. 4) lit. a): 
€ 19,00 Grundgebühr im Jahr je 20 m² Betriebsfläche (Obergrenze: 1.000 m²) 
 

Handelsbetriebe (Abfallgebührenverordnung § 2 Abs. 4) lit. b): 
€ 19,00 Grundgebühr im Jahr je 10 m² Betriebsfläche (Obergrenze: 500 m²) 
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Gastronomie- und Beherbergungsbetriebe, usw. (Abfallgebührenverordnung 
§ 2 Abs. 4) lit. c): 
€ 0,063 Grundgebühr im Jahr je Gästenächtigung des Vorjahres (Zeitraum: 
01.11. bis 31.10.) 
Mindestmenge je Gästenächtigung des Vorjahres für weitere Gebühr:  
0,1 Kilogramm 
 

Ferienwohnungen (Abfallgebührenverordnung § 2 Abs. 4) lit. d): 
0-30 m²: 
€ 19,00 Grundgebühr im Jahr 
€ 12,00 Mindestgebühr für weitere Gebühr im Jahr:   30 Kilogramm 
 

31-100 m²: 
€ 38,00 Grundgebühr im Jahr 
€ 24,00 Mindestgebühr für weitere Gebühr im Jahr:   60 Kilogramm 
 

über 100 m²: 
€ 76,00 Grundgebühr im Jahr 
€ 48,00 Mindestgebühr für weitere Gebühr im Jahr: 120 Kilogramm 
 

Freizeitwohnsitze und Wochenendhäuser, usw. (Abfallgebührenverordnung 
§ 2 Abs. 4) lit. e): 
0-30 m²: 
€   38,00 Grundgebühr im Jahr 
€   24,00 Mindestgebühr für weitere Gebühr im Jahr:   60 Kilogramm 
 

31-100 m²: 
€   76,00 Grundgebühr im Jahr 
€   48,00 Mindestgebühr für weitere Gebühr im Jahr: 120 Kilogramm 
 

über 100 m²: 
€ 152,00 Grundgebühr im Jahr 
€   96,00 Mindestgebühr für weitere Gebühr im Jahr: 240 Kilogramm 

BIOLOGISCH VERWERTBARE 

SIEDLUNGSABFÄLLE 
ENTSORGUNGSKOSTEN 

Haushalte pro Person pro Jahr (Müllabfuhrordnung § 4 Abs. 2 lit. e): 
1 und 2 Personen: 
€ 31,20 Grundgebühr im Jahr                 260 Liter 
 

3 und 4 Personen: 
€ 62,40 Grundgebühr im Jahr                 520 Liter 
 

5 und mehr Personen: 
€ 93,60 Grundgebühr im Jahr                 780 Liter 
weitere Gebühr: 
€ 1,20 je Bioabfallsack 10 Liter inkl. Entsorgung – Abgabe nur in ganzen Rollen 
zu je 26 Stk. 

WINDELSÄCKE Einhebung gem. Gemeinderatsbeschluss vom 14.07.2016 
weitere Gebühr: 
€ 0,090 je Liter inkl. Entsorgung 
 

€ 3,15 Windelsackgebühr inkl. Entsorgung (35 Liter) 

MÜLLGEBÜHREN - 

RECYCLINGHOF 
Sperrmüll 
Bauschutt 
Altholz 
Radiatoren 
künstl. 
Mineral-
fasern 

€ 0,40/kg  €   40,00/m³ 
€ 0,20/kg  € 310,00/m³ 
€ 0,20/kg  €   74,00/m³ 
€ 0,35 pro kg 
 
€ 2,00 pro kg 

Kühlgeräte - gewerbl. 
Kühlgeräte - privat 
Alteisen 
Elektronikschrott 

€ 0,80 pro kg 
   kostenlos 
 kostenlos 
 kostenlos 
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Über folgende Gebührenerhöhungen wurde diskutiert und anschließend eine Abstimmung 
durchgeführt: 
 
Hundesteuer: 
Bezüglich der Hundesteuer erfolgt eine Diskussion unter den Gemeinderäten über eine 
allfällige Erhöhung. 
Im Zuge dieser Diskussion wird vorgeschlagen, die jährliche Hundesteuer für den ersten Hund 
pro Haushalt von € 50,-- auf € 60,-- und für jeden weiteren Hund pro Haushalt von € 100,-- auf 
€ 120,-- zu erhöhen. 
Die daraufhin durchgeführte Abstimmung über diesen Vorschlag bringt folgendes Ergebnis: 
 dafür:  9 Stimmen 
 dagegen: 1 Stimme (GR Widner Roman BEd ist für die Beibehaltung der bisherigen  

                                             Tarife.) 
Somit beschließt der Gemeinderat mehrheitlich die Festsetzung der jährlichen Hundesteuer 
ab dem 01.01.2025 auf € 60,-- für den ersten Hund pro Haushalt und auf € 120,-- für jeden 
weiteren Hund pro Haushalt. 
 
Wasserbenützungsgebühr:  
Der Bürgermeister berichtet, dass für die Landesförderung Siedlungswasserwirtschaft eine 
Mindestwasserbenützungsgebühr im Jahr 2025 von € 1,16 pro m³ vorgeschrieben ist. An 
diesen Mindesttarif ist die Gewährung von Darlehen aus dem Wasserleitungsfonds geknüpft. 
Diese Mindestgebühr wurde zuletzt für das heurige Jahr indexangepasst. Die Berechnung 
dieser Mindestwasserbenützungsgebühr erfolgt anhand eines sog. Musterhauses, bei dem die 
Gebühren für einen Dreipersonenhaushalt berechnet werden. In diese Berechnung fließt auch 
die Zählermiete ein. Daher wird bei den derzeitigen Gebühren bei dieser Berechnung eine 
Wassergebühr von € 1,13 erreicht. Der Bürgermeister würde daher vorschlagen, die 
Wasserbenützungsgebühr um € 0,03 auf € 1,00 pro m³ zu erhöhen, damit die geforderte 
Mindestwassergebühr von € 1,16 erreicht wird. 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Festsetzung der Wasserbenützungsgebühr ab 
dem 01.01.2025 auf € 1,00 pro m³ Wasserverbrauch. 
 
Kanalbenützungsgebühr:  
Hier wird für die Landesförderung Siedlungswasserwirtschaft ein Mindesttarif pro m³ 
Wasserverbrauch von € 2,60 vorgegeben. Auch an diesen Mindesttarif ist die Gewährung von 
Darlehen aus dem Wasserleitungsfonds geknüpft. 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Festsetzung der Kanalbenützungsgebühr ab 
dem 01.01.2025 auf € 2,60 pro m³ verbrauchter Wassermenge. Dadurch erhöhen sich auch 
der Tarif pro Einwohnergleichwert auf € 130,00 jährlich und der Tarif pro Nächtigung auf  
€ 0,433. 
 
Kanalanschlussgebühr:  
Hier wird für die Landesförderung Siedlungswasserwirtschaft ein Mindesttarif pro m³ 
umbauten Raum laut Tiroler Verkehrsaufschließungs- und Ausgleichsabgabengesetz von  
€ 6,53 vorgegeben. Auch an diesen Mindesttarif ist die Gewährung von Darlehen aus dem 
Wasserleitungsfonds geknüpft. 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Festsetzung der Kanalanschlussgebühr ab dem 
01.01.2025 auf € 6,53 pro m³ umbauten Raum laut Tiroler Verkehrsaufschließungs- und 
Ausgleichsabgabengesetz. 



Niederschrift vom 28. November 2024 22 

 

 

Regenwasserkanalbenützungsgebühr: 
Der Bürgermeister schlägt vor, die Regenwasserkanalbenützungsgebühr analog zur Kanal-
benützungsgebühr anzuheben. 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Festsetzung der Regenwasserkanalbenützungs-
gebühr ab 01.01.2025 auf € 0,077 pro m² Dach-, Terrassen- bzw. befestigte Fläche. 
 
Regenwasserkanalanschlussgebühr:  
Der Bürgermeister schlägt vor, die Regenwasserkanalanschlussgebühr analog zur Kanal-
anschlussgebühr anzuheben. 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Festsetzung der Regenwasserkanalanschluss-
gebühr ab dem 01.01.2025 auf € 3,34 pro m² Dach-, Terrassen- bzw.  befestigte Fläche. 
 
Restmüllabfuhrgebühren: 
Diese Gebühren wurden aufgrund der Neuerlassung der Müllabfuhrordnung und der 
Abfallgebührenverordnung bereits festgelegt. 
 
Sperrmüll und künstliche Mineralfasern: 
Der Tarif für die Sperrmüllentsorgung muss an den Tarif der Restmüllentsorgung angepasst 
werden. Bei den künstlichen Mineralfasern ist eine Preisanpassung entsprechend den 
tatsächlichen Entsorgungskosten inkl. Transport pro Kilogramm durchzuführen. 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Festsetzung folgender Entsorgungsgebühren: 
Sperrmüll:    € 0,40 pro kg bzw. € 40,00 pro m³ 
künstliche Mineralfasern:  € 2,00 pro kg 
 
 
Weiters beschließt der Gemeinderat einstimmig alle restlichen Gebühren- und Abgaben-
sätze ab dem 01. Jänner 2025 im Vergleich zum Vorjahr nicht zu erhöhen und somit wie in 
der vorher angeführten Tabelle angegeben festzusetzen. 
 
 
Anschließend beschließt der Gemeinderat einstimmig den Erlass folgender Verordnung: 
 

Verordnung über die Gebühren- bzw. Indexanpassungen ab dem 01. Jänner 2025 
Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 
168/2023, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024 wird durch den 
Gemeinderat der Gemeinde Bruck am Ziller verordnet: 

 
Artikel I 

 

Die Wasserleitungsgebührenverordnung der Gemeinde Bruck am Ziller, kundgemacht am 27. 
Oktober 2005, zuletzt geändert durch den Gemeinderatsbeschluss vom 30. November 2023, 
wird aufgrund des Gemeinderatsbeschlusses vom 28. November 2024 geändert wie folgt: 
 
1. Die Anschlussgebühr nach § 3 beträgt Euro 1,70 je m³ der Bemessungsgrundlage. 
2. Die Wasserbenützungsgebühr nach § 4 beträgt Euro 1,00 je m³ Wasserverbrauch. 
3. Die Wasserbenützungsgebühr für die Bauzeit eines Objektes nach § 4 beträgt Euro 0,16 je  
     m³ der Bemessungsgrundlage. 
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4. Die jährliche Zählergebühr nach § 5 beträgt Euro 32,50 für Zähler groß und Euro 23,50 für  
    Zähler klein. 
 

Artikel II 
 

Die Kanalgebührenverordnung der Gemeinde Bruck am Ziller, kundgemacht am 27. Oktober 
2005, zuletzt geändert durch den Gemeinderatsbeschluss vom 30. November 2023, wird 
aufgrund des Gemeinderatsbeschlusses vom 28. November 2024 geändert wie folgt: 
 
1. Die Anschlussgebühr nach § 2 Abs. 1 iVm. Abs. 2 beträgt Euro 6,53 je m³ der  
      Bemessungsgrundlage. 
2. Die Benützungsgebühr nach § 5 Abs. 5 beträgt Euro 2,60 je m³ Wasserverbrauch. 
3. Die Berechnung des Einwohnergleichwertes bei Nichtvorhandensein eines Wasserzählers  
     zur Berechnung der laufenden Kanalgebühr gemäß § 5 Abs. 1. lit. b) für Privatzimmer-  
     vermieter, Beherbergungsbetriebe und Ferienwohnungen sowie Freizeitwohnsitze erfolgt  
     dahingehend, dass 300 Nächtigungen einem Einwohnergleichwert entsprechen. Die  
     Gebühr für einen Einwohnergleichwert beträgt Euro 130,00. 
4. Die Anschlussgebühr nach § 2 Abs. 1 iVm. Abs. 2 für Dachflächen und befestigte Flächen  
     beträgt Euro 3,34 je m² der Bemessungsgrundlage. 
5. Die Benützungsgebühr nach § 5 Abs. 2 beträgt Euro 0,077 je m² Dachfläche bzw. befestigte  
     Fläche. 
 

Artikel III 
 

Diese Verordnung tritt mit 01. Jänner 2025 in Kraft. 
 
 
ZU TOP. 10. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE ABHALTUNG DES RENTNERKRÄNZCHENS 2024 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, das Rentnerkränzchen 2024 am 08. Dezember 2024 
abzuhalten. Stattfinden wird das Rentnerkränzchen wieder im Hotel Eberleiten in Imming. 
 
Mit der Gestaltung des Rentnerkränzchens hat der Bürgermeister wieder den Kindergarten, 
die Unterklammer Hausmusik sowie einige andere „Überraschungen“ beauftragt. Die 
Geschenkssackerln für die Rentner und Kindergartenkinder werden wieder beim Braunegger 
bestellt.  
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Abhaltung des Rentnerkränzchens 2024 wie 
oben angeführt. 
 
 
ZU TOP. 11. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER RAUMORDNUNGSANGELEGENHEITEN 
Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat einstimmig zur Wahrung der 
Amtsverschwiegenheit die Öffentlichkeit von diesem Tagesordnungspunkt auszuschließen. 
 
 
ZU TOP. 12. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER PERSONALANGELEGENHEITEN 
Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat einstimmig zur Wahrung der 
Amtsverschwiegenheit die Öffentlichkeit von diesem Tagesordnungspunkt auszuschließen. 
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ZU TOP. 13. BERICHTE DES BÜRGERMEISTERS 
Der Bürgermeister bittet den Leiter der Breitbandarbeitsgruppe GR Ing. Müller Markus, MSc. 
über den Fortschritt des Breitbandausbaues zu berichten: 
Dieser berichtet, dass am Dienstag eine Besprechung mit den Firmem STW, AEP, LWL-Center 
und Vertretern der Breitbandarbeitsgruppe sowie der Gemeinde stattgefunden hat. Bei dieser 
Besprechung wurde der weitere Ausbauplan genau besprochen und fixiert. Die Strecke zur 
Anbindung der Ortszentrale an die Hauptleitung des Planungsverbandes Zillertal von Schlitters 
aus ist bereits fertiggestellt. Bezüglich der Anbindung vom Reither Kogel aus ist am Reither 
Kogel noch eine Verbindung fertigzustellen. Diese Arbeiten werden von der Firma STW im 
Auftrag des Planungsverbandes Zillertal durgeführt und daher hat unsere Gemeinde keinen 
Einfluss darauf. In Imming wird diese Strecke tiefbautechnisch gerade abgeschlossen. Der 
Ausbau der Ortszentrale wird noch diese Woche abgeschlossen. Weiters ist geplant, die 
Hauptstrecken durch unser Ortsgebiet bis Weihnachten fertigzustellen. In der KW 2/2025 soll 
dann mit der Herstellung der Hausanschlüsse begonnen werden. Die Provider werden 
teilweise noch vor Weihnachten mit der Installation ihrer Komponenten in der Ortszentrale 
beginnen. Sofern alles gut läuft, könnten die Arbeiten bis ca. Ende März 2025 komplett 
abgeschlossen sein. 
 
Der Bürgermeister berichtet, dass die Bruggara Toifl heuer wieder einen Nikolauseinzug vor 
der Volksschule machen möchten. Nach dem Nikolauseinzug würden sie auch gerne einen 
Perchteneinzug veranstalten und sind daher an den Bürgermeister mit der Bitte 
herangetreten, diesen zu genehmigen. Geplant wäre ein Perchteneinzug und eine Aufführung 
mit dem Bock Pass aus Reith i. A. nach dem Nikolauseinzug am 06. Dezember 2024. 
Bekanntlich wurde ja vor einigen Jahren vom Gemeinderat beschlossen, dass bei 
Veranstaltungen der Bruggara Toifl ein Maskierungsverbot besteht. Der Bürgermeister wäre 
dafür, für die heurige Veranstaltung eine Ausnahmegenehmigung zu erteilen und den Verlauf 
dieser Veranstaltung zu beobachten. Seitens den als Zuhörer anwesenden Mitgliedern der 
Bruggara Toifl wird mitgeteilt, dass auch die Warm Up Party weiterhin veranstaltet wird. 
Weiters ist geplant, an den zwei Samstagen am 14. und 21. Dezember 2024 einen Adventstand 
vor dem Gemeindeamt zu veranstalten. 
Es folgt eine kurze Diskussion unter den Gemeinderäten. 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, den Perchteneinzug und den Adventstand für 
heuer zu genehmigen. 
 
 
ZU TOP. 14. ANTRÄGE, ANFRAGEN, ALLFÄLLIGES 
GR Widner Roman, BEd erkundigt sich über den weiteren Zeitplan des Neubaues der 
Kinderkrippe. 
Dazu antwortet der Bürgermeister, dass der bei der Planung errechnete Fertigstellungstermin 
mit 04. November 2024 leider nicht eingehalten werden konnte. Es wird auch noch einige Zeit 
dauern. Eventuell kann die Kinderkrippe gleich nach den Semesterferien bezogen werden. 
GR Widner Roman, BEd ist der Meinung, dass mit der Bauleitung über eine eventuelle 
Preisreduktion gesprochen werden muss, da der Zeitplan offensichtlich nicht eingehalten 
wurde. Darüber folgt eine kleine Diskussion unter den Gemeinderäten. 
Der Bürgermeister wird dies mit dem Architekten besprechen. 
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GR Fankhauser Roland erkundigt sich, ob es bezüglich der Nachnutzung des alten 
Feuerwehrhauses bereits Überlegungen gibt. 
Dazu teilt der Bürgermeister mit, dass dies nicht der Fall ist, da derzeit gerade viele andere 
Projekte umgesetzt werden. Auch ein Verkauf des Grundstückes ist derzeit nicht geplant. 
Jedenfalls wird der Bürgermeister Überlegungen über eine Nachnutzung zuerst im 
Gemeinderat beraten. 
 
 
 
Da sich niemand mehr zu Wort meldet, wird die Gemeinderatssitzung um 21:30 Uhr beendet. 
 
 
 
 
 
 

FERTIGUNGEN: 
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Wasserer Lucas            Alois Wurm 
 

Gemeinderäte: 


